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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

„Sozialwirtschaft integriert“ - Ein Förder-Angebot des Landes Hessen für 

Menschen mit Migrationshintergrund im Rahmen des „Ausbildungs- und 

Qualifizierungsbudgets“, insbesondere für Geflüchtete 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.930 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. von Rüden 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel beteiligt sich an der Umsetzung des Hessischen 

Förderangebotes „Sozialwirtschaft integriert“. Es wird als Sonderprojekt im 

Hessischen Ausbildungs- und Qualifizierungsbudget 2018 durchgeführt. Die 

Stadt hat die für die Durchführung erforderlichen Finanzmittel beim  

Land Hessen beantragt. 

 

Das Projekt soll am 1. August 2018 beginnen und wird voraussichtlich am 

30. Juni 2022 abgeschlossen sein. Es ist für mindestens 120 Teilnehmerinnen 

geplant. Davon sollen mehr als 50 Frauen einen qualifizierten 

Berufsabschluss erwerben.  

 

2. Das Sozialamt wird mit der Steuerung und Verwaltung des Projektes 

beauftragt. 

 

3. Das Personal- und Organisationsamt wird ermächtigt das für die 

Projektumsetzung erforderliche Personal einzustellen und zu beschäftigen. 

 

4. Die Stadt Kassel übernimmt die Kofinanzierung der Personalkosten für die 

Projektsteuerung, Anleitung und sozialpädagogische Begleitung sowie 

projektbezogene Sachkosten insbesondere für die wissenschaftliche 

Begleitung soweit sie nicht durch Dritte oder durch Eigenmittel der 

Kooperationspartner sichergestellt wird. 

 

Die erforderlichen Haushaltsmittel stehen im Haushaltsplan 2018 für das 

Haushaltsjahr 2018 zur Verfügung. Die voraussichtlichen Projektaufwendungen 

für die Haushaltsjahre 2019 bis 2022 wurden bei der Haushaltsplanung  

für 2019 und bei der mittelfristigen Finanzplanung für 2020 bis 2022 

berücksichtigt.“ 



 

Beschluss der 23. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen vom 6. Juni 2018 

 

2 von 2  

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. „Sozialwirtschaft integriert“ - Ein Förder-

Angebot des Landes Hessen für Menschen mit Migrationshintergrund im Rahmen 

des „Ausbildungs- und Qualifizierungsbudgets“, insbesondere für Geflüchtete, 

101.18.930, wird zugestimmt.  

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Cenk Yildiz 

Vorsitzende  Schriftführer 




